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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung: Allgemeine Wohngebiete

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO u. § 4 BauNVO)

1.1 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten (WA 1 - WA 7) sind die gemäß § 4 Abs.

2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Schank- und Speisewirtschaften gemäß § 1 Abs. 5

BauNVO unzulässig.

1.2 In den gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten (WA 1 -

WA 7) sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Nr. 4

(Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO unzulässig.

2. Flächen für den Gemeinbedarf

(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

2.1 Die Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" dienen dem

Betrieb einer Schule. Zulässig sind Schulgebäude, Schulzwecken dienende ergänzende

Gebäude und alle sonstigen dazugehörigen Anlagen, Nebenanlagen, Sportanlagen und

Freiflächen, nutzungsbezogene Stellplatzanlagen und Fahrradabstellplätze. Zulässig sind

auch außerschulische Nutzungen zu sonstigen Bildungszwecken, sozialen und kulturellen

Zwecken sowie Spiel- und sportlichen Zwecken.

2.2 Die Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Sportlichen Flächen

dienende Gebäude und Einrichtungen" und der überlagernden Festsetzung als Flächen

für Stellplätze dienen der Errichtung von Kfz-Stellplätzen für die an den Geltungsbereich

des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 734 angrenzenden Sportstätten. Zulässig ist auch

die Nutzung der Stellplätze durch die mit der südlich an die Stellplatzflächen

angrenzenden Schule verbundenen Nutzungen.

3. Höhe baulicher Anlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 und § 18 BauNVO)

3.1 Traufhöhe

In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 muss die Traufhöhe

(TH) eine Höhe von mindestens 7,0 m betragen. Die Traufhöhe (TH) ist das Maß

zwischen der unteren Bezugshöhe und den äußeren Schnittlinien von Außenwand und

Dachhaut. Bei Ausbildung einer Attika gilt die Oberkante der Attika.

3.2 Firsthöhe

In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten in denen maximal ein Vollgeschoss

zulässig ist, beträgt die maximal zulässige Firsthöhe 9,5 m. In den festgesetzten

Allgemeinen Wohngebieten in denen bis zu zwei Vollgeschosse zulässig sind, beträgt die

maximal zulässige Firsthöhe 12,5 m. Untergeordnete Bauteile wie Schornsteine,

Antennen und technische Anlagen sind von dieser Höhenfestsetzung ausgenommen. Als

Firsthöhe (FH) ist das Maß zwischen der unteren Bezugshöhe und dem höchsten Punkt

der Dachhaut definiert.

3.3 Bezugsebene für die Höhenfestsetzungen

Höhenbezugspunkt zur Bestimmung der im Plan festgesetzten Höhen baulicher Anlagen

und sonstiger Anlagen ist die vorgelagerte Verkehrsfläche, gemessen an der

Grundstücksgrenze in der Gebäudemitte. Bei Eckgrundstücken gilt die das Grundstück

erschließende Verkehrsfläche.

4. Bauweise

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.v.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)

4.1 Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" ist die

abweichende Bauweise "a

1

" festgesetzt. Hier gilt die offene Bauweise, mit der

Abweichung, dass die Länge der Gebäude 50 m überschreiten darf.

4.2 In dem Allgemeinen Wohngebiet mit der festgesetzten abweichenden Bauweise "a

2

" ist

eine Hausgruppe mit einer Mindestlänge von 100 m zu errichten.

5. Überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.v.m. § 23 BauNVO)

Ein Zurücktreten von Gebäuden und Gebäudeteilen gegenüber der festgesetzten Baulinie

um bis zu 3,0 m ist zulässig.

6. Errichtung von Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO)

6.1 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten ist für Garagen gemäß § 12 BauNVO,

deren Zufahrtsseite zur öffentlichen Verkehrsfläche ausgerichtet ist, ein Mindestabstand

von 5 m zur öffentlichen Verkehrsfläche als Parkraum freizuhalten.

6.2 In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind Garagen gemäß § 12 BauNVO nur

außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig, wenn sie einen Abstand von 3 m zur

öffentlichen Verkehrsfläche sowie zu Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

einhalten.

6.3 Zu Garagen im Sinne dieser Vorschrift zählen auch Carports (Stellplätze mit

Schutzdächern).

7. Errichtung von Nebenanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind Nebenanlagen im Sinne des § 14

Abs. 1 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, müssen

jedoch einen Mindestabstand von 3 m zu den öffentlichen Straßenverkehrsflächen sowie

den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung einhalten. Diese Einschränkung gilt

nicht für Müllboxen, Abstellflächen für Fahrräder und Einfriedungen.

8. Zufahrten zu den Baugrundstücken

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

In den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten "WA 3", "WA 4", "WA 5", "WA 6" und

"WA 7" ist je Baugrundstück nur eine Zufahrt mit einer Breite von maximal 3,0 m zulässig.

9. Versorgungsleitungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB)

Versorgungsleitungen jeglicher Art sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB unterirdisch zu

verlegen.

10. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Schallschutz

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

10.1 Als Vorkehrung zum Lärmschutz wird festgesetzt, dass die Gebäude im Allgemeinen

Wohngebiet "WA 1" vor Realisierung der Wohnbebauung in den festgesetzten

Allgemeinen Wohngebieten "WA 2", "WA 3", "WA 4", "WA 5", "WA 6" und "WA 7"

fertigzustellen sind.

10.2 Aufgrund von Freizeitlärm durch Nutzung der gemäß 12.2 festgesetzten Grünfläche mit

der Zweckbestimmung "Festplatz" darf aus Schallschutzgründen bei Gebäuden im

festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet "WA 1" kein Immissionsort gemäß TA Lärm an

Nord- und Ostfassade entstehen. Hierzu zählen auch die nördlichen Seiten von

zurückgesetzten Gebäuden. Bei Gebäuden in den festgesetzten Allgemeinen

Wohngebieten "WA 2" und "WA 3" darf kein Immissionsort gemäß TA Lärm an Nord- und

Westfassade entstehen. Ohne eine weitergehende architektonische Selbsthilfe (siehe

Hinweise Nr. 10) sind hier öffenbare Fenster zu schutzbedürftigen Räumen i.S. der DIN

4109 unzulässig.

10.3 Aufgrund von Freizeitlärm durch die Nutzung des Skateplatzes innerhalb der

festgesetzten Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule" und der

Nutzung der gemäß 12.2 festgesetzten Grünfläche als Ballspielplatz darf aus Schall-

schutzgründen bei Gebäuden in den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten "WA 1"

und "WA 2" kein Immissionsort gemäß TA Lärm an Nord- und Westfassade entstehen.

Hierzu zählen auch die nördlichen Seiten von zurückgesetzten Gebäuden. Ohne eine

weitergehende architektonische Selbsthilfe (siehe Hinweise Nr. 10) sind hier öffenbare

Fenster zu schutzbedürftigen Räumen i.S. der DIN 4109 unzulässig.

10.4 Um gesunde Wohnverhältnisse zu gewährleisten, muss in Wohnungen mindestens die

Hälfte der Aufenthaltsräume jeweils mindestens ein öffenbares Fenster aufweisen, an

dem die Immissionsrichtwerte der Nds. Freizeitanlagenlärmschutzrichtlinie in Verbindung

mit der TA Lärm eingehalten werden.

11. Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, Regelung des

Wasserabflusses

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Nr. 16 BauGB)

11.1 Innerhalb der öffentliche Grünfläche mit der überlagernden Festsetzung als "Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft" ist ein maximal 3,0 m breiter, offener Entwässerungsgraben zu errichten. Er

dient der Sammlung und Ableitung von Niederschlagswasser von den an die Grünfläche

angrenzenden Baugrundstücken. Das auf den versiegelten Flächen der angrenzenden

Baugrundstücke anfallende Niederschlagswasser ist diesem Entwässerungsgraben

zuzuführen, sofern es nicht auf dem Grundstück selbst versickert, gesammelt oder

genutzt wird. Der Entwässerungsgraben ist mit einer standortgerechten Gräser-Kräuter-

Ansaat dauerhaft zu begrünen.

12. Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

12.1 Öffentliche Grünfläche "Siedlungsgehölz"

Die öffentliche Grünfläche "Siedlungsgehölz" ist als Grünfläche mit überwiegend

heimischen Baum- und Straucharten zu erhalten. Zulässig sind gehölzfreie Bereiche in

Form von Rasen- oder Wiesenflächen sowie Geländemodellierungen in den nördlichen

und östlichen Randbereichen der Grünfläche. Ebenfalls zulässig ist die Errichtung von

Geh- und Radwegen sowie die Anlage einer Schutzhütte.

12.2  Öffentliche Grünfläche "Festplatz" und "Freizeitgelände"

Die als "Festplatz" und "Freizeitgelände" festgesetzte öffentliche Grünfläche dient der

Allgemeinheit als frei zugängliche Grünfläche zur Erholung, Freizeitnutzung und zum

Aufenthalt sowie temporär der Veranstaltung von Festen der örtlichen Gemeinschaft, wie

z. B. Schützenfest und Osterfeuer. Ebenfalls zulässig ist die Nutzung der Fläche für

Übungszwecke durch die örtliche Feuerwehr. Die Fläche ist als Rasen- oder

Wiesenfläche zu entwickeln und zu pflegen. Innerhalb der Fläche sind mindestens 10

Laubbäume zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Dafür sind

standortgerechte, heimische Bäume I. oder II. Ordnung, klimaangepasste Laubbäume,

die sich durch Trockenstresstoleranz und Hitzeresistenz auszeichnen oder Obstgehölze

zu verwenden ( siehe Hinweise Nr. 1.1, 1.2, 1.4 und 1.5). Als Mindestanforderung für die

Pflanzqualität der festgesetzten Baumpflanzungen gilt: Stammumfang von 14 - 16 cm, 3x

verpflanzt. Innerhalb der Fläche sind zulässig:

- die Anpflanzung von Pflanzbeeten,

- die Errichtung von Sitzmöglichkeiten sowie von Wegen,

- bauliche Maßnahmen zum aktiven Schallschutz,

- die temporäre Errichtung von Spielgeräten wie z. B. Ballspieltore,

- Anlagen für Strom- und Wasseranschlüsse,

- eine Trafostation.
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13. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

13.1 Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Grünfläche mit der überlagernden

Festsetzung "Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger

Bepflanzung" ist eine randliche Eingrünung zu entwickeln. Dafür sind  innerhalb der

Fläche insgesamt 50  standortgerechte, heimische Sträucher  entsprechend der Pflanz-

liste (siehe Hinweise Nr. 1.3) in lockerer Anordnung zu pflanzen. Größere unbepflanzte

Abschnitte sind zulässig. Das Anpflanzen von einzelnen standortgerechten, heimischen

Laubbäumen, klimaangepassten Laubbäumen oder Obstgehölzen (siehe Hinweise Nr.

1.1, 1.2, 1.4 und 1.5) als Überhälter ist zulässig. Die Gehölze sind dauerhaft zu erhalten

und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Als Mindest- anforderung für die Pflanzqualität

der  festgesetzten Strauchpflanzungen gilt: 2 x verpflanzt, ohne Ballen, Höhe: 60 - 80 cm.

13.2 In festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten ist je angefangene 600 m²

Grundstücksfläche mindestens ein standortgerechter, heimischer mittel- oder

großkroniger Laubbaum entsprechend der Pflanzliste (siehe Hinweise Nr. 1.1 und 1.2)

oder ein klimaangepasster Laubbaum, der sich durch Trockenstresstoleranz und

Hitzeresistenz auszeichnet (siehe Hinweise Nr. 1.5) mit einem Stammumfang von

mindestens 14 - 16 cm, 3x verpflanzt oder ein Obstbaum als Hoch- oder Halbstamm mit

einem Stammumfang von mindestens 10 - 12 cm, 2x verpflanzt, zu pflanzen, zu erhalten

und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

13.3 Die innerhalb der Flächen für den Gemeinbedarf festgesetzten Flächen für Stellplätze

sind durch Bäume zu gliedern. Dafür ist innerhalb der Fläche je angefangene 10

Stellplätze mindestens ein standortgerechter, heimischer oder klimaangepasster Baum,

der sich durch Trockenstresstoleranz und Hitzeresistenz auszeichnet (siehe Hinweise Nr.

1.1, 1.2 und 1.5) zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Es

sind Baumqualitäten mit einem Stammumfang von mindestens 18 - 20 cm, 4x verpflanzt

zu verwenden. Die Baumscheiben müssen eine Größe von mindestens 3 m x 5 m und

einen durchwurzelbaren Raum von 35 m³ bei 1,5 m Tiefe aufweisen.

13.4 Die unter 13.1 - 13.3 festgesetzten Pflanzmaßnahmen haben spätestens in der auf die

Aufnahme der Nutzung folgenden Pflanzperiode zu erfolgen.

14. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Maßnahmenfläche "M 1"

14.1 Die Maßnahmenfläche "M 1" ist mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen zu

bepflanzen. Dafür sind innerhalb der Fläche mindestens 6 Bäume I. oder  II. Ordnung

und  16 Sträucher entsprechend der Pflanzlisten (siehe Hinweise Nr. 1.1, 1.2 und 1.3) in

lockerer Anordnung einzeln oder in Gruppen zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei

Abgang gleichwertig zu ersetzen.

14.2 Zur Schaffung des erforderlichen Rückhaltevolumens sind innerhalb der Maß-

nahmenfläche "M 1" entsprechende Regenwasserrückhalteflächen anzulegen. Zur

Herstellung eines naturnahen Ausbaus sind die Regenwasserrückhalteflächen mit

geschwungenen Böschungslinien, abgerundeten Böschungskanten und wechselnden

Böschungsneigungen nicht steiler als 1: 3 zu gestalten. Kleinflächig sind steilere

Böschungsabschnitte zulässig.

14.3 Zulässig ist ein maximal 3,0 m breiter Weg in wassergebundener Bauweise sowie ein

maximal 4,0 m breiter Unterhaltungsweg um die Regenwasserrückhalteflächen.  Zudem

ist ein 4,0 m breiter Zufahrtsweg von der Planstraße A zu den Regenwasser-

rückhalteflächen zulässig. Die Anlage von Drosselbauwerken und einer Pumpstation

sowie eine Überfahrungsmöglichkeit sind ebenfalls zulässig.

14.4 Maßnahmenfläche "M 2"

Die Maßnahmenfläche "M 2" ist mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen zu

bepflanzen. Dafür sind innerhalb der Fläche mindestens 26 Bäume I. oder II. Ordnung

und 26 Sträucher entsprechend der Pflanzlisten (siehe Hinweise Nr. 1.1, 1.2 und 1.3) in

lockerer Anordnung einzeln oder in Gruppen zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei

Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Anlage eines maximal 3,0 m breiten Weges in

wassergebundener Bauweise ist zulässig. Die Anlage eines Entwässerungsgrabens

gemäß 11.1 ist ebenfalls zulässig.

14.5 Nicht bepflanzte Bereiche

Innerhalb der Maßnahmenflächen "M 1" und "M 2" sind nicht bepflanzte Bereiche

außerhalb der Flächen zur Regenwasserrückhaltung zu einer extensiv gepflegten

standortheimischen Gras- und Staudenflur zu entwickeln. Zur Einsaat ist regionales

Saatgut zu verwenden. Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist unzulässig.

14.6 Mindestqualitäten

Als Mindestqualitäten für die unter 14.1 und 14.4 festgesetzten Anpflanzungen von

Gehölzen sind Bäume mit einem Stammumfang von 18 - 20 cm, 4x verpflanzt und

Sträucher mit einer Pflanzgröße von 80 - 100 cm, 2x verpflanzt zu verwenden.  

15. Externe Kompensationsmaßnahmen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Kompensation von Eingriffen in das Schutzgut Boden sowie zur Kompensation der

planungsrechtlichen Umwandlung von Wald ist auf den Flurstücken 47 und 45/1 der Flur

21 in der Gemarkung Sehnde mit einer Gesamtfläche von 41.180 m² eine Fläche von

7.246 m² im westlichen Teilbereich der Flurstücke aus der konventionellen Acker-

bewirtschaftung zu nehmen. Auf der Fläche ist ein Waldrand mit einer Länge von 302 m

und einer Breite von 24 m anzulegen. Es sind standortheimische Baum- und Straucharten

zu verwenden.

Die weitere Ausgestaltung der Maßnahme, die Auswahl der Baum- und Straucharten, die

Art der Bodenvorbereitung, die Stückzahl und der Pflanzverband ist mit dem zuständigen

Beratungsforstamt Fuhrberg und der zuständigen Bezirksförsterei der Landwirtschafts-

kammer abzustimmen.

16. Außerkrafttreten bisheriger Festsetzungen

Mit Rechtskraft dieses Bebauungsplans Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" treten im

Geltungsbereich dieses Bebauungsplans alle bisherigen planungsrechtlichen Vorschriften

und Festsetzungen außer Kraft. Teilbereiche der folgenden Bebauungspläne befinden

sich im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans: Nr. 702 "Osterfeld", Nr. 702A

"Osterfeld-Ost",  Nr. 702A "Osterfeld-Ost 1. Änderung, Nr. 720 "Neuer Garten" und Nr.

729 "Erweiterung Sportanlagen Ilten".
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ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

gemäß § 84 Abs. 3 BauNVO

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift ist identisch mit den im Geltungsbereich

dieses Bebauungsplans Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" festgesetzten Allgemeinen

Wohngebieten (WA).

2. Dächer

2.1 Dachform und Dachneigung

Für die Hauptgebäude sind nur Sattel-, Krüppelwalm- und Pultdächer mit einer Dach-

neigung von 27° bis 50° zulässig.

Abweichend von Satz 1 dieser Vorschrift können geringere Dachneigungen und

Flachdächer zugelassen werden, wenn es sich um bepflanzte Grün- oder Grasdächer

handelt.

Für Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur Sattel- und Pultdächer

zulässig.  Geringere Dachneigungen und Flachdächer können zugelassen werden, wenn

es sich um bepflanzte Grün- oder Grasdächer handelt.

Ausgenommen von der Vorschrift sind untergeordnete Gebäudeteile, Dachaufbauten,

Wintergärten und Terrassenüberdachungen.

Die Bepflanzung von Dächern mit Dachbegrünung hat spätestens 1 Jahr nach Aufnahme

der Nutzung des Gebäudes zu erfolgen.

2.2 Dacheindeckung

Zur flächenhaften Dacheindeckung sind nur Dachsteine bzw. Dachziegel im Rahmen der

im Folgenden angegebenen Farbtöne der RAL 840 HR sowie Zwischentöne dieser

Farbskala zulässig:

Rottöne:

RAL 2001 (Rotorange) RAL 2002 (Blutorange)

 RAL 3000 (Feuerrot) RAL 3002 (Karminrot) RAL 3003 (Rubinrot)

RAL 3004 (Purpurrot) RAL 3005 (Weinrot) RAL 3007 (Schwarzrot) 

RAL 3009 (Oxydrot) RAL 3011 (Braunrot) RAL 3013 (Tomatenrot)

RAL 3016 (Korallenrot)

Brauntöne:

RAL 8002 (Signalbraun) RAL 8003 (Lehmbraun) RAL 8004 (Kupferbraun)

RAL 8007 (Rehbraun) RAL 8011 (Nussbraun) RAL 8012 (Rotbraun)

RAL 8014 (Sepiabraun) RAL 8015 (Kastanienbraun) RAL 8016 (Mahagonibraun)

RAL 8028 (Terrabraun)

 

Grautöne Anthrazit:

RAL 7011 (Eisengrau) RAL 7012 (Basaltgrau) RAL 7015 (Schiefergrau)

RAL 7021 (Schwarzgrau)

Glänzend glasierte und glänzend engobierte Dachsteine bzw. Dachziegel sind unzulässig.

Ausgenommen von den Regelungen zur Dacheindeckung sind Dachkollektoren zur

Nutzung der Sonnenergie, verglaste Flächen und mit Bepflanzung begrünte Dächer.

3. Einfriedungen

Einfriedungen als bauliche Anlagen oder Hecken entlang von Straßenverkehrsflächen

dürfen nicht höher als 1,25 m sein. Entlang von Verkehrsflächen besonderer

Zweckbestimmung dürfen Einfriedungen als bauliche Anlagen oder Hecken nicht höher

als 1,65 m sein.

HINWEIS ZU DEN ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN

Ordnungswidrigkeiten (§ 80 Abs. 3 und 5 NBauO)

Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 Abs. 3 Niedersächsische Bauordnung (NBauO), wer

dieser örtlichen Bauvorschrift zuwider handelt.

Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu

50.000 Euro geahndet werden.

HINWEISE

1. Pflanzlisten

1.1 Standortgerechte, heimische Bäume I. Ordnung 

Acer platanoides (Spitzahorn)

Acer pseudoplatanus (Bergahorn)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Quercus petraea (Traubeneiche)

Quercus robur (Stieleiche)

Salix alba (Silberweide) 

Tilia cordata (Winterlinde)

Tilia platyphyllos (Sommerlinde)

Ulmus laevis (Flatterulme)

Ulmus minor (Feldulme)

1.2 Standortgerechte, heimische Bäume II. Ordnung 

Acer campestre (Feldahorn)

Alnus glutinosa (Schwarzerle)

Malus sylvestris (Holzapfel)

Populus tremula (Zitterpappel)

Prunus avium (Vogelkirsche)

Prunus padus (Traubenkirsche)

Pyrus pyraster (Wildbirne)

Sorbus aucuparia (Gemeine Eberesche)

 

1.3 Standortgerechte, heimische Sträucher

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)

Corylus avellana (Haselnuss)

Crataegus laevigata (Weißdorn, Zweigriffl.)

Crataegus monogyna (Weißdorn, Eingriffl.)

Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)

Prunus spinosa (Schlehe)

Rhamnus carthartica (Kreuzdorn)

Ribes rubrum (Waldjohannisbeere)

Rosa canina (Wildrose)

Salix aurita (Ohrweide)

Salix caprea (Salweide)

Salix cinerea (Grauweide)

Salix viminalis (Korbweide)

Sambucus nigra (Holunder)

Viburnum opulus (Gewöhnl. Schneeball)

1.4 Obstgehölze

Kernobst in Sorten: Apfel, Birne

Steinobst in Sorten: Kirsche / Pflaume / Zwetsche

1.5 Klimaangepasste Laubbäume

Alnus x spaethii (Purpur-Erle)

Acer monspessulanum (Französischer Ahorn)

Fraxinus ornus 'Obelisk' (Blumenesche 'Obelisk')

Gleditsia triacanthos 'Skyline' (Gleditschie 'Skyline')

Parrotia persica 'Vanessa' (Eisenholzbaum 'Vanessa')

Prunus padus "Schloss Tiefurt" (Traubenkirsche "Schloss Tiefurt")

Ulmus 'Lobel' (Ulmus Hybride 'Lobel')

2. Baumpflanzungen im Leitungsbereich

Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen in öffentlichen Straßenverkehrsflächen und auf privaten

Grundstücken ist bei der Pflanzung im Bereich von Leitungstrassen die Einhaltung des

DWA-Merkblatts: DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ bzw. der inhaltlich

gleichen Merkblätter des DVGW: GW 125 und das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische

Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zu

beachten.

3. Baumschutz

Die zu erhaltenden Bäume sind durch geeignete Maßnahmen des fachgerechten Baumschutzes

entsprechend der einschlägigen Regelwerke vor und während der Bauarbeiten vorsorglich und

nachhaltig zu schützen. Maßgeblich sind die DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau

„Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“, die RAS-LP

4 „Richtlinie für die Anlage von Straßen - Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen,

Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ und die  ZTV - Baumpflege „Zusätzliche

Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege“.

4. Artenschutz 

4.1 Bodenbrüter

Die Baufeldräumung im Bereich der landwirtschaftlich genutzten Flächen und der Brachflächen darf

nur außerhalb der Brutzeit von Bodenbrütern in der Zeit vom 15.08. - 28.02. erfolgen. Bei

Räumungsarbeiten außerhalb dieses Zeitraumes muss die Belegung durch brütende Vogelarten

fachgutachterlich ausgeschlossen werden.

4.2 Gehölzbrüter

Die Beseitigung oder der Rückschnitt von Bäumen oder Sträuchern zur Baufeldfreimachung darf

gemäß § 39 BNatSchG nur außerhalb der Brutzeit von Gehölzbrütern in der Zeit vom 01.10. - 28.02.

erfolgen. Außerhalb dieses Zeitraumes muss die Belegung von Gehölzen durch brütende Vogelarten

mittels Kontrolle fachgutachterlich ausgeschlossen werden.

4.3 Fledermäuse

Die Beseitigung von potenziellen Quartierbäumen von Fledermäusen darf nur nach fachgut-

achterlicher Prüfung auf eine Besiedlung durch Fledermäuse erfolgen. Die Überprüfung muss zeitnah

erfolgen, andernfalls sind die potenziellen Quartiere nach Überprüfung fachgerecht zu verschließen.

3

5

gemäß § 9 BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der PlanZV

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

des Bebauungsplans

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

gemäß § 9 BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der PlanZV

Grünflächen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, z. B. des

Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Boden, Natur und Landschaft

Füllschema der Nutzungsschablone

1 = Art der baulichen Nutzung

      mit Gebietskennzeichnung

2 = Grundflächenzahl

3 = Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

1

2

öffentliche Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete  (WA 1 - WA 7)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

0,5

Grundflächenzahl

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 19 BauNVO)

 III

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 20 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrs-

flächen besonderer Zweckbestimmung

Straßenverkehrsfläche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs.1 und Abs. 2 BauNVO)

Baugrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

a

abweichende Bauweise

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 4 BauNVO)

RR

Zweckbestimmung: Regenwasserrückhalteflächen

Zweckbestimmung: Rad- und Gehweg

4 = Gebäudehöhe als Mindestmaß

E/D

WA

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des

öffentlichen und privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für

Sport- und Spielanlagen

Flächen für den Gemeinbedarf

(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Zweckbestimmung: Schule

Zweckbestimmung: Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und

Einrichtungen

Festplatz

Zweckbestimmung: Festplatz

Zweckbestimmung: Freizeitgelände

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern,

und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen

und Gemeinschaftsanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

St

Zweckbestimmung: Stellplätze

5 = Gebäudehöhe als Höchstmaß

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz

und die Regelung des Wasserabflusses

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den

Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Traufhöhe (TH) als Mindestmaß

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 20 BauNVO)

THmin 7,0m

FHmax 12,5m

Firsthöhe (FH) als Höchstmaß

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 20 BauNVO)

Baulinie

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

oberirdische 110 kV-Leitung mit Schutzbereich, nachrichtlich

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

4

6

6 = Bauweise

offene Bauweise

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs.1 und Abs. 2 BauNVO)

o

Freizeitgelände

Siedlungsgehölz Zweckbestimmung: Siedlungsgehölz

M 1 Kennzeichnung der Maßnahmenfläche

HINWEISE

5. Bodenschutz

Zum Schutz der natürlichen Bodenfunktionen gemäß Bundesbodenschutzgesetz sind während der

Bauarbeiten entsprechende Schutzvorkehrungen z. B. gegen Bodenverdichtung, Bodenverun-

reinigung oder Bodenvermischung zu treffen. Es sind insbesondere die DIN-Normen 19639 (Boden-

schutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben), DIN 18915 (Vegetationstechnik im

Landschaftsbau - Bodenarbeiten) und DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) zu beachten. Auf

den sorgfältigen Umgang mit Oberboden gem. DIN 18915 und DIN 19731 wird hingewiesen.

6. Erdfallgefährdungskategorie

Formal ist dem Standort für Wohngebäude mit bis zu zwei Vollgeschossen und/oder mit bis zu zwei

Wohneinheiten die Erdfallgefährdungskategorie 3 zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsischen

Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, Az. 305.4 - 24

110/2 -).

7. Gewässerschutz

Im Plangebiet befinden sich an der südlichen und östlichen Grenze Gewässer III. Ordnung. Die

Nutzung in einem 5 m - Streifen auf beiden Seiten der Gewässer ist durch die Gewässerunter-

haltungsverordnung der Region Hannover eingeschränkt. Der Bau eines Entwässerungsgrabens und

eines Regenrückhaltebeckens stellen wasserrechtlich die Herstellung eines Gewässers dar und

bedürfen einer Planfeststellung bzw. einer Plangenehmigung.

8. Nicht überbaute Flächen - § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung (NBauO)

Gemäß § 9 Abs. 2 NBauO müssen die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke Grünflächen

sein, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind.

9. Denkmalschutz

Im Plangebiet ist mit dem Auftreten archäologischer Funde und Befunde zu rechnen. Sämtliche

Erdarbeiten im Plangebiet bedürfen daher einer denkmalrechtlichen Genehmigung gemäß § 13

Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG). Die Genehmigung ist im Vorfeld bei der

Unteren Denkmalschutzbehörde der Region Hannover zu beantragen und wird nur unter Auflagen

und Bedingungen erteilt werden, damit sichergestellt wird, dass die archäologischen Funde und

Befunde vor ihrer Zerstörung durch die Baumaßnahmen sach- und fachgerecht dokumentiert und

geborgen werden.

10. Schallschutz

Nach TA-Lärm entsteht ein Immissionsort 0,5 m vor einem öffenbaren Fenster zu einem

schutzbedürftigen Raum. Um dies zu vermeiden, ist architektonische Selbsthilfe erforderlich wie:

ausschließlich Anordnung von öffenbaren Fenstern nicht schutzbedürftiger Räume für die unter Nr.

10 der textlichen Festsetzung genannten Fassaden oder geschlossener Laubengang oder eine

bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung (z. B. eine vormontierte, feststehende Prallscheibe, eine

schallschutzoptimierte Loggia, Vorhangkästen mit > 0,5 m Tiefe).

11. Naturdenkmal

Das gemäß § 28 BNatSchG mit der Kennung H 64 "Alte Wallanlage mit Baumbestand im

Schierholzwinkel" ausgewiesene naturnahe Feldgehölz darf nicht zerstört, beschädigt oder verändert

werden.

12. Kampfmittel

Eine Luftbildauswertung vom Januar 2024 des Kampfmittelbeseitigungsdienstes RD Hameln -

Hannover für die Bereiche des Plangebietes hat keinen Kampfmittelverdacht ergeben. Die Luftbilder

können nur auf Schäden durch Abwurfmittel überprüft werden. Sollten bei Erdarbeiten andere

Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Brandmunition, Minen etc.) gefunden werden, ist die

zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes

Niedersachsen bei der RD Hameln-Hannover des LGLN umgehend zu benachrichtigen.

13. DIN-Normen

Die in diesem Bebauungsplan in Bezug genommenen Normen werden im Rathaus der Stadt Sehnde

- Fachdienst Stadtentwicklung und Straßen, Grünflächen und Klimaschutz - Nordstraße 21, 31319

Sehnde dauerhaft zur Einsicht bereitgehalten.

EXTERNE KOMPENSATION

Teilflächen der Flurstücke 47 und 45/1, Flur 21, Gemarkung Sehnde

M 1 : 5.000

Aufgrund der § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch das Gesetz vom

20.12.2023 (BGBl. I Nr. 394)  sowie des § 84 Abs. 2, 3 und 6 i.V.m. § 80 Abs. 3 und 5 der

Niedersächischen Bauordnung (NBauO), zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes

vom 18.06.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 51) i.V.m. den §§ 10, 11 und 58 Abs. 2 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S.

576) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 06.11.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 91),

hat der Rat der Stadt Sehnde in seiner Sitzung am 19.12.2024 den Bebauungsplan  Nr. 734

"Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften, bestehend aus der Planzeichnung inkl.

externer Kompensationsfläche und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen als Satzung

und die Begründung beschlossen.

Sehnde, den 03.04.2025

                                                                        (Siegel)

                  gez. Kruse

Bürgermeister

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

Aufstellungsbeschluss und frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Der Rat der Stadt Sehnde hat in seiner Sitzung am 17.11.2022 die Aufstellung des Bebauungsplans

Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften beschlossen. Der

Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 25.05.2024 mit der Bekanntmachung der

frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB ortsüblich  bekanntgemacht.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom

30.05.2024 bis zum 14.06.2024.

Sehnde, den 03.04.2025

                  gez. Kruse

                Bürgermeister

Veröffentlichung im Internet / Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Sehnde hat in seiner Sitzung am 23.09.2024 dem Entwurf des

Bebauungsplans Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften sowie der

Begründung dazu zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 28.09.2024 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans und die Begründung haben vom 01.10.2024 bis zum 01.11.2024

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Die Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit

Schreiben vom 30.09.2024 Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 01.11.2024 gegeben.

Sehnde, den 03.04.2025

                  gez. Kruse

                Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Sehnde hat den Bebauungsplan Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen

Bauvorschriften nach Prüfung der Hinweise und Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2

BauGB in seiner Sitzung am 19.12.2024 als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung

einschließlich Umweltbericht beschlossen.

Sehnde, den 03.04.2025

                  gez. Kruse

                Bürgermeister

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften ist gemäß § 10

Abs. 3 BauGB am 14.08.2025 im Amtsblatt Nr. 7 des Jahres der Region Hannover und der

Landeshauptstadt Hannover bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 14.08.2025 in

Kraft getreten.

Sehnde, den 14.08.2025

                  gez. Kruse

                Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit

Örtlichen Bauvorschriften ist die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 214

BauGB beim Zustandekommen des Bebauungsplans nicht geltend gemacht worden.

Sehnde, den ________________

______________________________

                Bürgermeister

Planverfasser

Der Bebauungsplan Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften und die Begründung

einschließlich Umweltbericht wurden ausgearbeitet von:

planerzirkel bernd schmalenberger,

büro für städtebau, grün- und landschaftsplanung,

Ottostraße 33, 31137 Hildesheim

Hildesheim, den 17.03.2025

        gez. Bernd Schmalenberger

     Dipl.-Ing. Bernd Schmalenberger

               Büro planerzirkel

Kartengrundlage

Automatisierte Liegenschaftskarte Maßstab 1:1.000 Stadt Sehnde, Gemarkung: Ilten,  Flur 4 

Katasterstand vom 18.07.2024

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterver-

waltung ©2024

Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN),

Regionaldirektion Hameln-Hannover, Katasteramt Hannover

bereitgestellt durch: Evensen & Sander ÖbVI (AZ: 24225.BP1)

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen

baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist hinsichtlich der Darstellung von

Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenen

Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Hannover, den 24.03.2025

 (Siegel)

                      gez. Sander

    Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

                    Evensen & Sander
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"Neue Grundschule Ilten"

Übersichtsplan o. M.

Abschrift

Bebauungsplan Nr. 734 

RECHTSGRUNDLAGEN

Für den Bebauungsplan Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften gelten folgende

Rechtsgrundlagen:

· Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBL. I S.

3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. I Nr. 394)

· Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017

(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176)

· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

· Nds. Bauordnung (NBauO) vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. 2012, 46), zuletzt geändert durch Artikel 1

und 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 51)

· Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.

Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. November

2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 91)

mit Örtlichen Bauvorschriften

BEGLAUBIGUNG

Hiermit wird beglaubigt, dass diese Abschrift eine vollständige Ablichtung der Urschrift ist.

Das Schriftstück Bebauungsplan Nr. 734 "Neue Grundschule Ilten" mit Örtlichen Bauvorschriften

ist nach Inhalt und Form rechtlich nicht geprüft.

Sehnde, den .................

                                                                        Stadt Sehnde

   Der Bürgermeister

        Im Auftrag

(Siegel)

     (Stadtangestelle/r)
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